
Vorblatt zum Frühwarndokument 

 
Vorhaben: 
 

Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
904/2010 im Hinblick auf die Stärkung der 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf 
dem Gebiet der Mehrwertsteuer 

 
KOM-Nr.: 
 

COM(2017) 706 final 
(Ursprünglicher Vorschlag: COM(2017) 567 final, 
BR-Drs. 659/17) 

 
BR-Drucksache: 
 

751/17 

 
Federführendes Ressort/Aktenzeichen: 
 

FM 

 
Zielsetzung: 
 

Verbesserung der Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung von 
Mehrwertsteuerausfällen (insbesondere 
Mehrwertsteuerbetrug) 

 
Wesentlicher Inhalt: 
 

Ergänzung des ursprünglichen Vorschlags 
(Speicherung der Information, ob einer 
bestimmten Person der Status eines 
zertifizierten Steuerpflichtigen gewährt wurde) 
um insbesondere folgende Punkte: 
• Gemeinsame Prüfungen von Beamten 

mehrerer Mitgliedstaaten (statt bloße 
Anwesenheit bei der Prüfung), 

• Erweiterung des Netzwerks Eurofisc um eine 
Risikoanalyse, 

• Übermittlung von Informationen durch 
Eurofisc an Europol und das Europäische Amt 
für Betrugsbekämpfung (OLAF), 

• Übermittlung von Informationen an die 
Europäische Staatsanwaltschaft und an 
OLAF, 

• Austausch von Daten über 
mehrwertsteuerbefreite Zolleinfuhren und 
Fahrzeugregisterdaten. 

 
Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei 
Bedenken: kurze Begründung): 
 

Keine Bedenken. 

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

Nein. 



Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 

Noch nicht bekannt. 

 


